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      Oder


      Eine Antwort auf 1000 Fragen?





So oder so ähnlich muß es wohl gewesen sein. Damals, Anfang 2001, als alles anfing. Dabei kam die Frage nicht einmal überraschend. Sie hatte sich nicht nur durch verschiedenste Vorläufer schon länger angekündigt. Schon diese Fragen, die kompromißlos nach Antworten suchten, verdichteten sich immer stärker auf einen Punkt.





Was war der Zweite Weltkrieg? Wann hat er eigentlich begonnen? Wie konnte es dazu kommen? Wer hat ihn gewollt? Wer hat ihn gebraucht? Alle Fragen führten wieder hin zur letzten, zur entscheidenden Frage: Wer trägt die Schuld am Zweiten Weltkrieg?





Wer trägt damit die Schuld an 50 Millionen Toten, die Schuld an Millionen physisch und psychisch Verkrüppelten, die Schuld an verlorener Heimat, die Schuld an verlorenem Gut, die Schuld am Verlust und Untergang anderer, vielleicht noch weitaus wichtigerer Werte?  





Laut zeitgeschichtlichen Forschern, Historikern, Politikern und Medienvertretern sind diese Fragen seit nunmehr über 50 Jahren im Kern abschließend beantwortet. Und nicht nur beantwortet, sondern auch belegt. Alles ist belegt, alles ist dokumentiert. Und doch...





Am Anfang des Jahres 2001 begannen die Fragen Sturm zu laufen. Und sie, die zentrale Frage, die Frage nach der Schuld und den Schuldigen, verlangte ihre Antwort. Eine überzeugende Antwort. So überzeugend, daß sie ohne die Vielzahl der Widersprüche auskommen konnte, wie sie die heutige Geschichtsschreibung benötigt, um ihre Schuldigen anbieten zu können. Nur, jede andere, jede davon abweichende Antwort würde immer zwei sich ergänzende Bereiche umfassen müssen. Zunächst wären alle vorhandenen Antworten zu widerlegen und auszuräumen, um anschließend den so entstandenen Freiraum mit einer neuen Antwort ausfüllen zu können. Erst müßte das geistige Feld freigeräumt werden, sollte es je gelingen, ein neues, widerspruchsfreies Gebäude zu errichten. Die Wahrheit kann nun einmal nicht auf Krücken daherkommen oder auf wackligen Bauteilen stabil stehen.





Es mag vielleicht überraschend klingen, aber die Antwort auf die zentrale Frage war eigentlich die erste, die gefunden werden konnte. Vor jeder Beantwortung nach dem „Wie“, „Warum“ und „Weshalb“ stand bereits die zusammenfassende Antwort, die auf die Frage nach der Schuld, eindeutig fest. Ganz klar und unumstößlich. Schon wenige Seiten zusammengeschriebene Überlegungen hatten zu diesem Ergebnis geführt. Ohne daß überhaupt auch nur eines aus der Unzahl von Dokumenten, die das heutige Geschichtsbild belegen, oder auch nur eine der heute vorliegenden protokollierten Aussagen, bekannt oder gelesen war. 





Denn alle Fragen sind an die Politik gerichtet, womit auch die Antworten immer nur aus der Politik hervorgehen können. Und Politik ist nun mal kein Dokument, keine Aussage. Politik ist abstrakt, sogar sehr abstrakt und damit auch sehr verdichtend. Spielen hier doch nicht mehr Erlebnisse oder Dokumente eine Rolle, sondern geht es hier doch nur um Interessen, Ziele, Strategien und Konzepte. Nur wenn man sich einzig daran hält und darauf konzentriert, nur dann erst kann Politik überhaupt analysiert und verstanden werden.  





Wenn nun das bestehende Geschichtsbild dem Verlierer des Krieges, der (zum wiederholten Male) eindeutig das Deutsche Reich war, auch die Schuld an der Entstehung dieses Krieges zuweist, so steht damit auch zwangsläufig die Politik des Deutschen Reiches am Anfang aller Überlegungen und Prüfungen. 


Und dieses Deutsche Reich bietet zum damaligen Zeitpunkt den für eine heutige Betrachtung äußerst wichtigen Vorteil, daß es sich selbst ideologisch verpflichtet und damit gebunden hatte. Das Deutsche Reich konnte also keine in alle möglichen Richtungen freie Machtpolitik, sondern nur eine ideologisch begrenzte Politik betrieben haben. Wenn die Ideologie des Nationalsozialismus nicht nur propagandistischer Unsinn war, was selbst von der heutigen Geschichtsschreibung nicht unterstellt wird - nach ihr war die deutsche Politik eher extrem ideologisch orientiert und eingebunden -, so mußte auch das gesamte außenpolitische Verhalten der deutschen Führung passend zu der eigenen Ideologie gestanden haben.





Welche außenpolitischen Vorgaben waren nun das Resultat des Nationalsozialismus? Zu welcher außenpolitischen Interessenlage war das Deutsche Reich allein durch den Nationalsozialismus gezwungen? Auf der Basis einer völkischen und auch rassistischen Ideologie, die der Nationalsozialismus unbestreitbar war, mußte in ihrem Mittelpunkt immer das Deutsche Volk, möglichst in einer arischen Ausprägung, stehen. Dies sowohl innen- als auch außenpolitisch. Der Grund, das deutsche Volk ideologisch so sehr ins Zentrum aller Politik zu stellen, wurde mit dessen schöpferischer Leistungskraft begründet. 





Daraus läßt sich nun eine auch außenpolitisch äußerst bedeutsame Prämisse festschreiben: Der Nationalsozialismus war im Kern ideologisch darauf ausgerichtet, dem Deutschen Volk zu dienen und dessen Leistungskraft zu fördern. Allein diese Prämisse schließt zwangsläufig jede Unterjochung oder Dienstbarmachung eines anderen Volkes immer aus. Von Weltbeherrschung erst gar nicht zu reden. Solches wird nur dann benötigt, wenn das eigene Volk oder das eigene System für nicht leistungsfähig genug eingeschätzt wird, womit dann die Versklavung fremder Völker zur Steigerung oder Sicherung der eigenen Wohlfahrt benötigt wird.





Bei dieser ideologischen Weltanschauung und Zielsetzung konnte der politische Zustand, in dem die Nationalsozialisten das Deutsche Reich bei ihrer Machtübernahme vorfanden, kaum befriedigen. Eher im Gegenteil; waren sie doch angetreten, das Deutsche Reich und Volk aus dem anhaltenden Niedergang zu retten und von den Lasten und Folgen des Ersten Weltkrieges zu befreien. 





Mit diesen politischen Voraussetzungen, auf dieser politischen Interessenlage, lassen sich nun recht einfach alle außenpolitisch faktisch stattgefundenen Ereignisse einordnen. Und zwar einordnen einzig nach dem Kriterium, ob sie zu der definierten nationalsozialistischen Interessenslage passen oder ob sie nicht passen. Da niemals ein Politiker, noch weniger ein politisches System, je freiwillig eine Politik betreibt, die gegen die eigenen Interessen gerichtet ist, so läßt sich  - zumindest nachträglich - jede politische Maßnahme eindeutig zuordnen. Und zwar zuordnen in dem Sinne, daß allein aus der Interessenvorgabe festgestellt werden kann, ob eine Partei an einer politischen Aktion offensiv oder defensiv teilgenommen hat, ob sie andere gefährdete oder ob sie von anderen gefährdet wurde.


Werden nun die außenpolitischen Ereignisse während des Dritten Reiches betrachtet, so lassen sich als in dessen Interesse liegend erkennen:


- Die Rückkehr des Saargebietes.


- Die Besetzung des entmilitarisierten Rheinlandes.


- Der Anschluß Österreichs.


- Der Anschluß des Sudetenlandes.


- Der Anschluß Westpreußens und Pommerns.





Mit Abschluß dieser politischen Schritte hatte das nationalsozialistische Deutsche Reich alles erreicht, was nach der vorgegebenen Ideologie überhaupt erreicht werden konnte und sollte. Das gesamte Deutsche Volk war in einem Großdeutschen Reich vereint und bildete damit die optimale Voraussetzung, um seine schöpferische Leistungskraft zur Entfaltung zu bringen. Ab diesem Zeitpunkt  konnte jede weitere deutsche Außenpolitik nur noch das eine Ziel haben, nämlich den erreichten Zustand sicherzustellen und zu erhalten. 





Nun geben aber die oben gezeigten außenpolitischen Maßnahmen nicht den Gesamtumfang dessen wieder, was als solches während der Zeit des Dritten Reiches stattfand. Denn auch


- die Besetzung der Tschechei,


- die Besetzung Norwegens und Dänemarks,


- der Angriff gegen Holland, Belgien und Frankreich,


- der Angriff gegen England,


- die Unterstützung der italienischen Parallelkriege,


- der Angriff auf die Sowjetunion und


- die Kriegserklärung gegen die USA





fallen in diesen Zeitraum. Diese Maßnahmen, wie auch deren gesamte Entwicklung, standen nun allen Interessen des Deutschen Reiches extrem entgegen. Nur: stattgefunden haben sie doch. 


Wie läßt sich dieser fundamentale Widerspruch auflösen?





Diesen Widerspruch aufzulösen, die gesamte Entwicklung nachvollziehbar und verständlich zu machen, dies ist die Voraussetzung für die Klärung der so zentralen Schuldfrage im Bezug auf den gesamten Zweiten Weltkrieg. Den richtigen Ansatzpunkt zu finden ist nicht einmal besonders schwierig. 


Reicht es doch völlig aus, nur drei der vorgenannten Ereignisse zeitlich zuzuordnen: 


  15.4.1939: Die Besetzung der Tschechei.


    1.9.1939: Der deutsch-polnische Krieg zum Anschluß Westpreußens und Pommerns.


    9.4.1940: Die Besetzung Norwegens und Dänemarks.	





Während das zeitlich mittlere Ereignis, der Anschluß Westpreußens und Pommerns, den Endpunkt aller deutschen Revisionsinteressen bildet, sind sowohl das davorliegende, als, noch weitaus extremer, das nachfolgende Ereignis in allen Belangen gegen die deutschen Interessen gerichtet. 





Und genau die beiden Ereignisse, die so sehr gegen die vorherrschenden deutschen Interessen gerichtet waren, beide völlig unerwartet und als militärische Überfallmaßnahmen auslegbar, gilt es zu untersuchen und näher zu betrachten. Denn an diesen beiden Punkten muß sich der gesamte Widersinn des heutigen Bildes des Zweiten Weltkrieges und seine Schuldfrage aufklären lassen.  





Diese Arbeiten sind heute beendet, der Kreis hat sich geschlossen. Ein Kreis, begonnen mit dem Ersten Weltkrieg, von dem aus der Weg über 360 Grad bis hin zum 11. September 2001 und der heute weltweit laufenden Politik reicht, konnte geschlossen werden, wobei bei allen weltpolitischen Ereignissen des 20. Jahrhunderts die immer gleichgebliebene Gruppe der politischen Initiatoren, Planer und damit der Schuldigen, im Mittelpunkt dieses Kreises steht und stand.





Die Antworten auf die Fragen des 20. Jahrhunderts und ihren Nachweis, in einer Darstellung und mit einem Ergebnis, wie Sie es bisher noch nie gehört oder gelesen haben, kann jeder selbst prüfen:





Die Besetzung der Tschechei 	             Titel: „Der Zeigefinger Hitlers“   ISBN 3-934323-02-2


Die Besetzung Norwegens und Dänemarks    Titel: „Nur wegen – Norwegen?“ ISBN 3-934323-03-0
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